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Ausschuss für Außenpolitik

Ausschussvorsitz: Lisa Bubert (Berlin), Jonas Burghardt (Wiesbaden)

Wie soll die Beziehung der Europäischen Union zur Volksrepublik China, unter Beachtung der Menschenrechte sowie der wirtschaftlichen Interessen, gestaltet werden? 

Das Modell Europa Parlament,

A. besorgt über die Tatsache, dass die chinesische Regierung, den Wechselkurs ihrer Währung künstlich niedrig hält,

B. alarmiert von der Tatsache, dass in China hergestellte Produkte den Verbraucher gesundheitlich gefährden können,

C. in Anbetracht der Tatsache, dass die bis jetzt getätigten Maßnahmen im Kampf gegen Produktpiraterie keine Erfolge erzielten,

D. besorgt angesichts der Tatsache, dass die diplomatischen Beziehungen zwischen China und der EU immer wieder durch Aktionen von chinesischer Seite beeinträchtigt werden,

E. bedauernd, dass die Akzeptanz zwischen China und der EU für ein gutes Verhältnis nicht ausreicht,

F.   besorgt angesichts der Unterdrückung der freien Meinungsäußerung in China,

G. alarmiert von der Behandlung von Regimekritikern in China durch die chinesische Regierung,

H. besorgt über den Umgang der Regierung Chinas mit religiösen Gruppen,

I. zur Kenntnis nehmend, dass die chinesische Regierung nach dem unvollständigen 

   Erfüllen des Aktionsplanes 2009/10 weiterführende Verbesserungen der    

   Menschenrechtssituation anstrebt,

J. tief besorgt über die unmenschliche Zustände die immer noch in                

    chinesischen Strafanstalten herrschen, 
            a)  Folter, 
            b) Hygienemangel,

                 c)Zwangsarbeit 

K. Anstoß nehmend an der Missachtung von Menschenrechten und  

         Arbeitsschutzbestimmungen in chinesischen Produktionsstätten,

1. befürwortet die Öffnung des chinesischen Marktes umso mehr Transparenz auf dem globalen Markt schaffen zu können;

2. hält die Einrichtung von erhöhten Zöllen auf alle Produkte, die von China in die EU importiert werden, für notwendig, um China zu einem schwankenden Wechselkurs zu bewegen;

3. führt die EU weitere Qualitätskontrollen und strengere Richtlinien für die aus China importierten Produkte ein, welche durch den Ausbau von einer zuständigen Behörde ermöglicht werden;

4. appelliert an China,  zu exportierende Produkte strenger auf gesundheitsgefährdende Chemikalien kontrollieren;

5. verkündet feierlich die Gründung der Behörde für die Qualitätskontrolle chinesischer Importe, um die weitere Gesundheitsgefährdung der Verbraucher zu verhindern;

6. gründet den Fond zur Unterstützung von bereits bestehenden Behörden, welche sich mit der Eindämmung und Erkennung von Produktfälschungen beschäftigt;

7. empfiehlt angesichts der diplomatischen Wichtigkeit der EU zu China vermehrt Dialoge zwischen der EU und China zu durchzuführen, um die Entwicklungen zu dokumentieren;

8. fordert die Mitglieder der EU und China auf sich mit größerer Toleranz und Akzeptanz entgegenzutreten;

9. befürwortet die Unterstützung und die Anregung von sozialen schulischen oder sportlichen Aktionen und Institutionen, um die Interaktion zw. China und der EU zu verbessern;

10. verurteilt das Handeln der chinesischen Regierung auf Proteste, insbesondere der Jasminrevolution;

11. drängt China dazu Gespräche über Medien- und Meinungsfreiheit  zuzulassen, und  

              so das Verständnis der Problematik zu fördern;

12. fordert China auf, die AEMR und die eigene Verfassung sowie die darin     

festgehaltenen Rechte durchzusetzen;

13. unterstützt Projekte, die chinesischen Regimekritikern ihre Aufmerksamkeit durch  

Preise schenkt;

14. regt ökumenische Projekte an, die den interkulturellen Dialog und Akzeptanz 

zwischen den Religionen anstoßen;

15. erklärt ihre Unterstützung für jegliche Art von Projekten und Organisationen, die 

die Menschenrechtssituation verbessern;

16. Hält Subventionen für Unternehmen, die sich an die geltenden 

Arbeitsschutzbestimmungen und die Menschenrechte halten, für notwendig;

17. Autorisiert die Einführung von abschreckenden Werbekampanginen nach Vorbild 

der Drogenaufklärung zur Bewusstseinsstärkung und Aufklärung bei den Verbrauchern;

18. Wirbt für die Unterstützung unabhängiger Menschenrechtsorganisationen;

19. verkündet himmelhoch jauchzend den Fond  FRANK 
zur Realisierung aller 

Finanzen;

     20. fordert das Präsidium auf, die Resolution an das Europäische Parlament, die   
Kommission und den Ministerrat weiterzuleiten.

12. Modell Europa Parlament Deutschland


Berlin; 28.Februar bis 05. März 2011











�	FRANK = Fond zur Realisierung aller notwendigen Kosten





